
 

 

 Wesentliche Verfahrensschritte im Regelverfahren 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

 

 

 
 

 

 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aufstellungsbeschluss 

Beschluss der Gemeindevertretung, für ein bestimmtes Gebiet der Gemeinde 

einen Bebauungsplan aufzustellen (§ 2 Abs. 1 BauGB) 

Erneute öffentliche 

Auslegung des geänderten 

Planentwurfs nach vorheriger 

nochmaliger ortsüblicher 

Bekanntmachung der 

öffentlichen Auslegung, 

soweit durch die 

Planänderung die Grundzüge 

der Planung berührt werden 

(§ 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB) 

Keine Berücksichtigung von 

Stellungnahmen bzw. keine 

planändernden Stellungnahmen 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses  

im Amtsblatt „Kommunal-Echo“ 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung- 

und Behördenbeteiligung
 

(§§ 3, 4 Abs. 1 BauGB) 

Ausarbeitung eines 

Bebauungsplanentwurfs 

Beschluss zur Abwägung der Stellungnahmen 

 durch den Gemeinderat 

Billigung des Planentwurfs 

 Förmliche Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung  

(§§ 3, 4 Abs. 2 BauGB) 

Ortsübliche Bekanntmachung über Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung  

im Amtsblatt „Kommunal-Echo“ (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

Öffentliche Auslegung des Planentwurfs (mit Begründung und weiteren Unterlagen wie z. B. 

Artenschutzrechtliche Einschätzung/Umweltbericht) für die Dauer von 1 Monat 

Satzungsbeschluss (§ 10 BauGB) 

(§ 10 BauGB) 

Berücksichtigung von Stellungnahmen durch Planänderung 

Eingeschränkte Beteiligung 

der Betroffenen, soweit durch 

die Planänderung die 

Grundzüge der Planung nicht 

berührt werden (§ 4a Abs. 3 

Satz 4 BauGB) 

Beschluss zur Abwägung der erneut vorgetragenen 

Stellungnahmen durch den Gemeinderat 

Inkrafttretens des Bebauungsplans durch öffentliche Bekanntmachung  

im Amtsblatt „Kommunal-Echo“(§ 10 Abs. 3 BauGB) 


